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I Bekanntmachungen.

Nr . /V 4201 . Mietzinse für staatseigene Dienst - und Mietwohnungen.

Nachstehenden Auszug aus dem auch für meinen Ge¬
schäftsbereich in Anwendung kommenden Runderlaß des
Finanzministeriums an die Bezirksbauämter bringe ich
hiermit zur Kenntnis der mir unterstellten , Behörden und
Beamten.

Karlsruhe,  den 22 . Februar 1923.

Der Minister des Kultus und Unterrichts.
In Vertretung:

Schmidt.

Auszug.
Ministerium der Finanzen . , Karlsruhe , den 1 . Februar 1923.

Nr . 1772.
1 Anlage.

An die BezirksbauänHer.
1 . Die eingehende Prüfung der Frage der Neuregelung

der Mietzinsen für die staatseigenen Dienst - und Miet¬
wohnungen hat ergeben , daß die Einführung der gesetzlichen
Miete an sich erwünscht ist, daß aber ihre sachgemäße Durch¬
führung bei den Bau - und Verwaltungsbehörden erhebliche
Arbeit und Kosten verursachen wird , die das Gesamtmiet¬
erträgnis zum größten Teil aufzehreu würden.

Übrigens sind die Erwägungen über diesen Gegenstand
noch nicht abgeschlossen . Ich behalte mir deshalb vor , auf
die Einführung der gesetzlichen Miete bei den staatlichen
Wohnungen und dergleichen gegebenenfalls zurückzukommen.

2 . Da jedoch eine Erhöhung der Mietzinsen der staat¬
lichen Wohnungen im Hinblick auf die fortgeschrittene Geld¬
entwertung keinesfalls länger hinausgeschoben werden kann,

vielmehr wie bereits angekündigt , mit Wirkung vom 1 . Ja¬
nuar d . I . in Vollzug gesetzt werden muß , hat bis zur end¬
gültigen Entscheidung über die Einführung der gesetzlichen
Miete eine nochmalige Zwischenregelung ähnlich wie auf
1 . Juli 1922 (vergleiche Runderlaß vom 25 . April 1922
Nr . 6744 ) zu erfolgen.

Es erscheint angezeigt , bei der jetzt zu treffenden Zwifchen-
regelung sämtliche staatseigenen Wöhnungens — jDienst - und
Mietwohnungen , auch neue Wohnungen — nach Ortsklassen
entsprechend dem Besoldungsgesetz zu gruppieren und inner¬
halb der Ortsklassen in Wert - ( Größen -) Klassen einzuteilen.
Hierbei soll wie bei der Regelung auf 1 . Juli 1922 der
Festsetzung der Mietzinsen wieder die Wohnfläche  zu
Grunde gelegt werden.

3 . Für jede einzelne Wohnungsgruppe sollen die in
der Anlage verzeichneten Einheitssätze , die für die einzelnen
Wohnungsgruppen als Mindestsätze  zu gelten haben , als
Richtschnur dienen . Diese Mindestsätze sind auf Grund
neuerer Mitteilungen von Bezirksbauämtern und Gemeinde¬
behörden unter Einbeziehung der Nebengebühren (wie
Wasserzins usw .) und unter Mitberücksichtigung der Ab¬
stufungen bei den Ortszulagen gebildet worden.

Die besondere Erhebung der Nebengebühren (wie
Wasserzins , Gebühren für Müllabfuhr , Gehweg - und
Straßenreinignng , Kaminreinignng , Abortgrnbenentlcernng,
Schwemm und Kanalgebühren ) kommt im Interesse der
Geschäftsvereinfachung mit Wirkung vom 1 . Januar 1923
ganz  in Wegfall . Diese Gebühren sollen von diesem Zeit¬
punkt ab im Mietzins mitenthalten sein, sie müssen daher
bei der Ermittlung des Mietsatzes jgebührend

'
cherücksichtigt

werden . Wegen der Nebengebühren wird im übrigen auf
Ziffer 1 ' verwiesen.
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Hinsichtlich der in der Anlage mitgeteilten Mieteinheits¬
sätze wird ausdrücklich bemerkt , daß in all den Fällen über
diese Mindestsätze entsprechend hinauszugeh en  ist , wo
diese hinter dem Durchschnitt der ortsüblichen Mietpreise
von gleichwertigen Wohnungen mit gleicher Zimmerzahl
nach dem Stand der Monate Januar und Februar 1923
namhaft Zurückbleiben.

4. Der Berechnung der Wohnfläche ist — unter Be¬
nützung der für die Wohnungen bereits früher gemachten
Feststellungen — das Flächenmaß sämtlicher Wohnräume
samt Küche, Speisekammer , Badzimmer , Abort und der¬
gleichen zu Grunde zu legen . Bei Wohnräumen von außer¬
gewöhnlicher Größe kann dabei das über eine Bodenfläche
von 40 gm hinansgehende Flächenmaß außer Betracht ge¬
lassen werden . Auch Mansarden , Gänge und Vorplätze sind
in die Wohnflächenberechnung einznbeziehen , jedoch können
hier die Einheitssätze je nach dem Grad der Wohnlichkeit
dieser Räume entsprechend ermäßigt werden.

Repräsentationsräume  können bei der Miet-
zinsberechnnng nur in Ausnahmefällen und zwar nur
dann unberücksichtigt bleiben, , wenn sie ausschließ¬
lich  für die Repräsentation im engeren Sinn , wie sie
durch die amtliche  Stellung des Beamten bedingt wird,
dienen.

5 . Bei der Einreihung der Wohnungen in Orts - und
Wertklassen , wie sie in der Anlage durchgesiihrt ist, unter¬
stelle ich, daß die Wohnungen von besonders wertvoller
Beschaffenheit oder mit besonderer Ausstattung (sogenannte
Herrsch aftswohnnngen)  hinsichtlich der Mietzins-
sestsetzung gesondert behandelt werden . Dabei sind unter
Umständen auch etwaige besondere Einrichtungsgegenstände
mitzuberücksichtigen . Bei derartigen Wohnungen werden
erheblich höhere Einheitssätze als bei den übrigen Woh¬
nungen maßgebend sein müssen.

6 . Da nach dem oben unter Ziffer 2 letzter Absatz
Gesagten bei der Mietzinsberechnung die neuen Wohnungen
— gemeint sind dabei die Wohnungen , die nach dem I . Juli
1918 bezugsfähig geworden sind , also die sogenannten Neu¬
wohnungen — bei der Mietzinsberechnung gerade so zu
behandeln sind , wie die älteren Wohnungen , erstere aber
von Wohnungsabgabe befreit sind , haben die Inhaber solcher
Neuwohnungen vorerst solange , als von diesen Wohnungen
die nach dem Wohnungsabgabe - und Reichsmietengesetz für
solche Neubauwohnungen an sich vorgesehenen , nach anderen
Richtlinien festznschenden höheren  Mietzinsen nicht er¬
hoben werden , zum Ausgleich gegenüber der Belastung der
Inhaber älterer Wohnungen einen der Wohnnngsabgabe
entsprechenden Mietzinszuschlag (Ausgleichsbctrag ) außer
und unabhängig von der Miete an die Staatskasse zu zahlen.
Hierwegen ergeht demnächst besondere Anordnung.

- 7 . Bei Wohnungen , mit denen staatseigene Einrich-
richtnngen für landwirtschaftlichen Betrieb
verbunden sind , ist zu dem Mietzins ein dem Umfang dieser
Einrichtungen und den örtlichen Verhältnissen entsprechender
Zuschlag zum Mietzins zu machen.

8 . Wenn zu einer Wohnung Gartenland  gehört , so
ist hierfür ein besonderer Pachtzins als Zuschlag zum Miet¬
zins der Wohnung festznsetzen. Der Pachtzins soll den st
ortsüblichen Pachtpreisen angepaßt werden . Als Min de st-
pachtpreis wird unter den heutigen Verhältnissen ein Preis
von 300 UL für das Ar nutzbare Fläche zu gelten haben-
Beim Vorhandensein tragbarer Obstbäume wären hierzu
je nach ihrer Zahl und Tragfähigkeit entsprechende Zu¬
schläge zu machen.

9 . Neben dein Mietzins hat der Wohnungsinhaber
auch künftig besonders zu bezahlen die Gebühren für Heizung,
Beleuchtung usw . nach den Bestimmungen des Finanz¬
ministerialerlasses vom 4 . Dezember Nr . 20553 .*)

10 . Besonderes Augenmerk soll künftig auch darauf
gerichtet werden , daß die Mietzinsen für an Private ver¬
mietete oder verpachtete staatseigene Räumlichkeiten und

Plätze , die gewerblichen Zwecken  dienen , in gehöriger
Weise erfaßt werden . Es ist dafür Sorge zu tragen , daß
diese Met - und Pachtzinsen soweit als tmflich zu keinem

Zeitpunkt hinter den Beträgen Zurückbleiben, die bei einer

öffentlichen Vergebung der in Betracht kommenden Räum¬

lichkeiten zu erzielen wären.

11 . Hinsichtlich der Nebengebühren (Wasserzins , Ge¬

bühren für Müllabfuhr usw ., vergleiche Ziffer 3 Absatz 2)
wird weiter bemerkt , daß bei künftigen Mietvertrags-
abschlüsfen die Bestimmung über Umlegung der Neben¬

gebühren auf den Wohnungsinhaber wegzulassen ist.

12 . Die Bezirksbanämter werden beauftragt , das wegen
der Neufestsetzung der Miet - und Pachtzinsen hiernach Er¬

forderliche ungesäumt  zu veranlassen.
Sämtliche Miet - und Pachtzinsen sind nach den neuen

Ermittelungen den Verwaltungsbehörden mit größter Be¬
schleunigung mit einem Begleitbericht zur Genehmigung
mitzuteilen.

Der neue Mietzins ist auf volle 100 aufzu¬
runden.

Sofern Wohnungsinhaber staatseigene Einrichtungs-
gegenstünde in Benützung haben , für die Benutzungsgebühren
zu zahlen sind , ist die nach diesem Erlaß festzusetzende Ge¬

bühr in dem Verzeichnis neben dem Mietzins besonders
anzuführen.

*> Vergleiche Amtsblatt des .Unterrichtsministeriums von 1923
Nr . 4, Seite 14.
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Anlage.

Mindeflsähe
für die Mietzinsen der staatseigenen Wohnungen

ab 1 . Januar 1923 für 1 gm Wohnfläche.

^ Orts-

klasse

Gruppe I

Größere Woh¬
nungen

Gruppe II

Mittlere Woh¬
nungen

Gruppe III

Kleinere Woh¬
nungen

Mindestsatz
pro gm .

Mindestsatz
pro gm

Mindestsatz
pro Hm

^ . . 250 185 120
6 . . 190 140 95
6 . . 160 , 120 70
0 . . 125 95 55
L . . 95 75 45

Anmerkung.
Zu Gruppe I sind Wohnungen mit 5 Zimmern und mehr zu nehmen.

Auch geräumige 4 Zimmerwohnungen von besserer Beschaffenheit
mit reichlichen Zugehörden , wie Bad und,dergl . sind nach Gruppe I
zu behandeln.

Zu Gruppe II sind auch kleinere Wohnungen von besserer Beschaffen¬
heit zu nehmen.

Wege « der sogenannten Herrschaftswohnunge « vergleiche Ziffer 5
des Erlasses . _

>

Nr . L 3506 . Verkauf ausgcschiedener Men.

Nachstehend gebe ich den zwischen dem Finanzmini¬
sterium und dem Geschäftshaus Vogel L Bernheimer in
Ettlingen für das Kalenderjahr 1923 abgeschlossenen Vertrag
über den Verkauf ausgeschiedener Akten zur Nachachtung
bekannt.

Auf den letzten Satz des 8 I wird besonders hinge¬
wiesen . Die in Karlsruhe , Durlach und Ettlingen anfallenden
Papiere werden durch das genannte Geschäftshaus un¬
mittelbar mit eigenem Fuhrwerk zu einem nach Maßgabe
der Fuhrlöhne vereinbarten Abzug am Übernahmepreis
abgeholt.

Für das im Januar 1923 zur Ablieferung kommende
Altpapier gelten folgende Preise : '

für Akten 250 für das Kilo
„ Zeitungen 220 „ „

Korbpapier 130 „ ,, „ „
„ Bücherdeckel 110 „ „ „ „

frei Station Ettlingen Holzhof.
Für das Verpacken vergütet das Geschäftshaus bis

auf weiteres 15 für 100 Kilo.

Künftig werden die gemäß ß 4 des Vertrags festzu¬
setzenden Preise nicht mehr im Amtsblatt bekannt gegeben;
dieselben können jedoch vor jeder beabsichtigten Ablieferung
hier erfragt werden . Vor der Ablieferung von Akten haben

Nr . 7 — 29

sich die am gleichen Ort befindlichen Schulbehörden und

Schulanstalten über eine etwaige gemeinsame Versendung
zu verlässigen.

Dem Geschäftshaus Vogel L Bernheimer ist bei jeder
Sendung mitzuteilen , an welche Kasse (Landeshauptkasse
oder Zentralschülfondsverwaltung ) die Kaufsumme über¬

wiesen werden soll.
Karlsruhe,  den 3 . Februar 1923.

Der Minister des Kultus und Unterrichts.
H . Allg . I 1IK In Vertretung:
V . Gen . II » '

Schmidt.

Zwischen
der badischen Staatsverwaltung , vertreten durch das Finanz¬
ministerium

und
dem Geschäftshaus Vogel L Bernheimer in Ettlingen ist
heute folgender

Vertrag
abgeschlossen worden.

8 1 .
Die badische Staatsverwaltung überläßt dem Geschäfts¬

haus Vogel L Bernheimer in Ettlingen die bei den badischen
Staatsbehörden im Jahre 1923 zur Ausscheidung kommenden
Akten und andere Dienstpapiere einschließlich Bücher , Proto¬
kolle , Zeitungen und Korbpapier zum Vernichten . Das Ge¬
schäftshaus verpflichtet sich zur Übernahme und Einstampfung
unter den nachfolgenden Bedingungen . Eine Verpflichtung
der Behörden , sämtliches anfallende Papier au das Ge¬
schäftshaus abzuliefern , besteht nicht , es ist den Behörden
vielmehr in Fällen , in denen die von ihnen zu tragenden
Frachtkosten — siehe § 3 — gegenüber dem vom Geschäfts¬
haus zu vergütenden Preis eine Höhe erreichen sollten,
die den Behörden keinen mehr als annehmbar zu betrach¬
tenden Reinerlös zukommen läßt , oder wenn sonstige
zwingende Umstände ein Abweichen rechtfertigen , unbenommen,
die ausgeschiedenen Akten rc . anderweitig zu verwerten.

8 2 .
Für die Beschaffenheit der Papiere wird seitens der

Staatsverwaltung keine Gewähr geleistet . Ein Sortieren'
findet lediglich nach den in H 4 Absatz 2 aufgeführtcn
Papierarten statt . Das zur Verpackung der Akten usw.
erforderliche Material hat das übernehmende Geschäftshaus
auf Anfordern und auf seine Kosten zur Verfügung zu
stellen . Das Verpacken und Verwiegen der Papiere ist
Sache des Käufers . Die Behörde sorgt auf Wunsch des
Übernehmers und auf seine Kosten für die hierzu erforder
lichen Arbeitskräfte.

8 3.
Die Beförderungskosten bis zur Bahnstation der Fabrik

des Geschäftshauses fallen der Staatskasse zur -Last . Der
Übernehmer verpflichtet sich jedoch zur freien Abholung der
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Akten am Sitze des Geschäftshauses , sowie indessen nächster
Umgebung , wofür ein zu vereinbarender Abzug am Über-
nahmepreis zugestanden wird.

8 4.
Der für die Akten re . zu vergütende Preis soll sich

den jeweiligen Marktpreisen anpassen . Er wird jeweils
monatlich zwischen den beiden Vertragsschließenden für den
kommenden Monat vereinbart , wobei der Staatsverwaltung
auf Verlangen Unterlagen über die Preisbildung vorzu¬
legen sind . In gegenseitiger Übereinstimmung kann die
Preisfestsetzung auch für einen längeren Zeitraum erfolgen.

Die Preise sind getrennt für ausgeschiedene Akten,
alte Zeitungen , Kvrbpapier und Bücherdeckel anzugeben.

Als Zeitpunkt der Lieferung ist der Tag des Ein¬
treffens am Orte der Fabrik anzusehen.

8 5.
Als Unterlage für die Preisberechnung dient bei Ver¬

sendung mit der Bahn das bahnamtlich ermittelte Gewicht,
bei unmittelbarer Abnahme am Sitze der Behörde , das
unter deren Aufficht festgestellte Gewicht . Bei der Ver¬
wiegung in Säcken werden 2 v . H . als Sackgewicht in Ab¬
zug gebracht.

Die festgestellte Kaufsumme ist innerhalb 8 Tagen
nach der Abnahme der Akten usw . an die Landeshaupt¬
kasse auf deren Postscheckkonto Nr . 10 unter gleichzeitiger
Mitteilung an die abgebende Behörde einzuzahlen . Auf
dein Abschnitt der Überweisung ist die Behörde , die die
Akten usw . abgeliefert hat , zu bezeichnen.

Soweit es sich um Ablieferungen der Domänenämter,
der Landesstrafanstalten oder Fürsorgeerziehungsanstalten
handelt , ist die Kaufsumme auf deren Postscheckkonto zu
überweisen.

8 6 .
Die mit Akten gefüllten Säcke werden durch die ab¬

gebende Stelle nach der Verpackung auf eigene Kosten ver¬
siegelt oder verbleit . Das Geschäftshaus hat die über¬
nommenen Akten bis zum Einstampfen gegen unberechtigten
Zugriff gesichert aufzubewahren.

Der Käufer übernimmt die Verantwortung über die
Unversehrtheit der Versiegelung rc . und haftet für jeden
dem badischen Staat durch Verletzung der Verpackung oder
des Verschlusses entstehenden Schaden.

Die Papiere müssen durch mehrstündiges Kochen oder
Kollern derart vernichtet werden , daß die einzelnen Schrift¬
zeichen nachher nicht mehr erkannt werden können und eine
mißhrüuchliche Verwendung der einzelnen Schriftstücke nicht
mehr möglich ist . .

Die Vernichtung hat innerhalb 2 Monaten nach der
Übernahme zu erfolgen . Von jeder beabsichtigten Ver¬
nichtung ist der abgebenden Stelle unter Mitteilung des
Tags , an dein damit begonnen werden soll, rechtzeitig

Kenntnis zu geben . Diese kann in besonderen Fällen die
Vernichtung durch einen Beamten oder einer sonstigen ge¬
eigneten Person beaufsichtigen lassen . Die Kosten der Auf¬
sicht fallen der Staatskasse zur Last.

Die ohne Aufsicht erfolgte Vernichtung ist der ab¬
gebenden Behörde alsbald mitzuteilen.

Für die abgelieserten alten Zeitungen , Korbabfälle und
Bücherdeckel finden vorstehende Bestimmungen keine An,
Wendung . Die Verwertung dieses Papiers steht dem Ge¬
schäftshaus frei.

8 7-
Gegenwärtiger Vertrag gilt für die Zeit vom 1 . Januar

bis 31 . Dezember 1923.
8 8-

Das übernehmende Geschäftshaus verpflichtet sich , unbe¬
schadet der in Z 6 Absatz 2 übernommenen Haftpflicht für
entstandenen Schaden , zur Zahlung einer Vertragsstrafe
von 200 000 ^

— Zweihunderttausend Mark  —

für jeden Fall , in dem ihr die Tatsache eines Mißbrauchs
oder einer vertragswidrigen Verwendung des übernommenen
Materials nachgewiesen werden kann.

Gegenwärtiger Vertrag wird doppelt ausgefertigt und
jedem Teile eine Fertigung zugestellt.

Karlsruhe  den 12 . Januar 1923.
Ettlingen/  17 . „ 1923.

Ministerium der Finanzen : Das übernehmende
A . A . : Geschäftshaus:

gez . vr . Steinbrenner , gez . Vogel  L Bernheime
' r.

Nr . ^ 5391 . Preis des Amtsblattes für das 2 . Vierteljahr 1923.

Für das zweite Vierteljahr 1923 wurde der voraus¬
zuzahlende Preis des Amtsblatts auf . 3863

— dreitausendachthundertsechzigdrei Mark —

— ausschließlich der Postgebühren — festgesetzt.
Karlsruhe,  den 22 . Februar 1923.

Der Minister des Kultus und Unterrichts.
In Vertretung:

*
Schmidt.

Nr . 8 11893. Abhaltung eines Spiel - und Sportkurses für Lehrer
aller Echnlgattnngcn an der Landestnrnanstalt.

An der Landesturnaustalt in Karlsruhe findet vom
16 . April bis 28 . April 1923 ein Spiel - und Sportkurs
für Lehrer aller Schulgattungen statt.

Anmeldungen sind bis zum 20 . März  ds . Js . auf
dem geordneten Dienstweg hierher vorzulegen . In der
Anmeldung sind anzngeben : Alter und Dienststellung , ferner
die Anzahl der dem Bewerber übertragenen Turn - und
Spielstunden und die Klassen , in denen Turn - und Spiel-
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unterricht erteilt wird , sowie die etwaige Teilnahme an
früheren Turn - und Spielkursen und an regelmäßigen
Übungen in Turn - und Sportvereinen.

Die Teilnehmer , denen über ihre Zulassung besondere
Nachricht zugehen wird , erhalten Fahrkostenersatz III . Klasse
Personenzug , sowie freie Unterkunft ohne Verpflegung im
Lehrerseminar I.

Karlsruhe,  den 2 . März 1923.
' Der Minister des Kultus und Unterrichts.

H . Mg . III ° In Vertretung:
V . GemVa Schmidt.

Nr . 8 12375 . Schutz - er einheimischen Pflanzenwelt.

An die Schulbehörden und Lehrer sämtlicher mir
unterstellten Schulen.

Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom
IS . Juli 1922 (Amtsblatt Nr . 30 Seite 333 ) ersuche ich,
die Schüler aller Schulgattungen noch vor Beginn der
Osterferien auf die gebotene Schonung der einheimischen
Pflanzenwelt hinzuweisen . Insbesondere ist eine Beleh¬
rung über die Bedeutung der blühenden Salweide für die
Bienenzucht als dringlich und wertvoll anzusehen , über
die volkswirtschaftliche Wichtigkeit dieser biologischen Zu¬
sammenhänge zwischen Pflanzen - und Tiertbelt sollte eine
eingehende Unterweisung möglichst bei allen Altersstufen
stattfinden .

'

Karlsruhe,  den 6 . März 1923.

Der Minister des Kultus und Unterrichts.
H . Mg . XV >I In Vertretung:
V . Gen . XIa Schmidt.

Nr . 6 6493 . Beschäftigung - er Volksschulkandidaten.

Die Volksschulkandidaten und -Kandidatinnen aus den
Jahrgängen 1920 , 1921 und 1922 , die jetzt nicht im öffent¬
lichen Schuldienst verwendet sind , werden veranlaßt , spätestens
bis zuni 20 . März l . I . den Kreisschulämtern ihres Auf¬
enthaltsorts schriftliche Anzeigen über ihre dermalige
Beschäftigung zu erstatten . Die Anzeigen müssen folgende
Angaben enthalten : Vor - und Zuname , Jahr und Monat
der Aufnahme unter die Volksschulkandidaten , Art der
Beschäftigung , in der Familie oder gegen Bezahlung bei
einer öffentlichen Behörde oder in einem Privatbetrieb , im!
letzteren Fall Zeitpunkt des Eintritts in den Dienst und
vermutliche Dauer desselben , Mongtsbetrag der Vergütung ^

sowie Art und Umfang etwaiger Naturalbezüge (Wohnung , ^
Verpflegung usw . ) . Die Richtigkeit der Angaben muß ^
durch den Arbeitgeber — öffentliche Behörde , Gesellschaft j

oder Einzelperson — bestätigt sein . Veränderungen in der
Beschäftigung , sowie erstmaliger Eintritt in eine solche oder
endgültiges Ausscheiden aus derselben sind in gleicher
Weise anzuzeigen.

Bei Unterlassung oder nicht rechtzeitiger Erstattung
der Anzeige wird Verzicht auf Verwendung im Schuldienst
unterstellt.

Die Schulbehörden und Lehrer werden ersucht, die
Beteiligten auf die Anzeigepflicht und die Folgen ihrer
Unterlassung aufmerksam zu machen . Die bei den Kreis¬
schulämtern eingekommenen Anzeigen sind nach etwa not¬
wendiger vorheriger Ergänzung spätestens auf 1 . April
l . I . an das Ministerium vorzulegen.

Karlsruhe,  den 21 . Februar 1923.

Der Minister des Kultus und Unterrichts.

V . Gm . V- 0r . Hellpach.

Nr . 0 4457 . Durchführung des Fortbildungsschulgesetzes.

Die Bestimmungen der ZZ 9, 12, 13 und 16 des Fort¬
bildungsschulgesetzes vom 19 . Juli 1918 in der Fassung
des Gesetzes vom 7 . April 1922 sind durch rechtsgiltige
statutarische Bestimmungen in Kraft gesetzt worden:

1 . In der Stadt Schwetzingen . -

2 . Im Fortbildungsschulverband Altlußh eim - Neu-
lußheim (umfassend die beiden genannten Gemeinden ) .

3 . Im Fortbildungsschulverband Bo dm an , um¬
fassend die politischen Gemeinden Bodman , Espasingen
und Ludwigshafen , unter Beschränkung auf den Fortbil-
dungsnnterricht der Mädchen.

4 . Im Fortbildungsschulverband Edingen - Frie¬
drich sfel d,  der laut Bekanntmachung vom 4 . August 1922
(Amtsblatt 1922 , Seite 378 ) auf die Mädchen beschränkte
Fortbildungsunterricht wird nunmehr auch auf die Knaben
ausgedehnt.

5 . Im Fortbildungsschulverband Oos,  umfassend die
Politischen Gemeinden Balg , Ebersteinburg , Hauenebersteiu,
Oos mit Oosscheuern und Sandweier , unter Beschränkung
aus den Fortbildungsunterricht der Mädchen.

Gleichzeitig damit sind die Bestimmungen der KZ 14,
21 , 24 bis 29 und 32 des genannten Gesetzes in Wirk¬
samkeit getreten.

Karlsruhe,  den 19 . Februar 1923.

Der Minister des Kultus und Unterrichts.
In Vertretung:

V . Gen . XII -» Sch inidt.
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II Bekanntmachung des Ministeriums der
Finanzen.

(Vom 7. Februar 1923.)
Dienstreisekosten

(Gesetz- und Verordnungsblatt 1923 Seite 26.)

Mit Wirkung vom 1 . Februar 1923 beträgt:
1 . Das Tagegeld  für die Beamten der

im für besonders
allgemeinen teure Städte

Stufe I . . . 1 800 ^ 2 500

„ II . . . 2250 „ 3100 „
III . . . 2 700 „ 3 700 „

„ IV . . . 3150 „ 4300 „
„ V . . . 3 600 „ 5 000 „ .

. Das Über nachtungsgeld  für die Beamten
im für besonders

allgemeinen teure Städte
Stufe I . . . 900 1 875

II . . . 1 125 „ 2 325 „
III . . . 1 350 „ 2 775 .,

kk IV . . . 1 575 „ 3 225 „
V . . . 1800 „ 3 750 „ .

Die Ge INg gebühr  20 für das Kilometer.

arlsru he, den 7 . Februar 1923.

Der Minister der Finanzen.
Köhler.

III . Personalnachrichten.
Ernannt:

Oberl . Kaspar Nerz  an der Knabenfortbildungsschule
in Mannheim zum Oberregierungsrat im Ministerium des
Kultus und Unterrichts — Oberzollsekr . Walter Kirch»
gehn er  am Landesfinanzamt hier zum Finanzobersekr.
beim Ministerium des Kultus und Unterrichts — Ober-
steuersekr . Max Lai er bei der Finanzkasse Karlsruhe zum
Finanzobersekr . bei der Zentralschulfondsverwaltung hier —
Dipl .-Jng . Kurt von Sanden  an der Germaniawerft
in Kiel mit Wirkung vom 1 . April 1923 zum ord . Prof,
der Mechanik und angewandten Mathematik in der Allg.
Abt . der Techn . Hochsch. Karlsruhe — den planm . a . o.
Prof , an der Univ . Würzburg vr . Götz Briefs  mit Wir¬
kung vom 1 . April 1923 zum ordentl . Prof , für National¬
ökonomie an der Univ . Freiburg — den ersten Prosektor,
planm . a . o . Prof . Or . Böker  an der Univ . Jena mit
Wirkung vom 1 . April 1923 zum planm . wissenschaftlichen
Hilfsarbeiter an der Univ . Freiburg mrt der Dienstbezeuh-
nung Prosektor — Handelslehrkand . Karl Haefele  an
der Handelssch - in Lörrach zum Handels ! , an der Handelssch.
Bruchsal — Stadtschulrat Albert Grimm  in Bruchsal
znm Kreisschulrat in Tauberbischofsheim — Rekt . Hugo
Mildenberger in Ettlingen zum Schulinspektor in Lahr;

zu Obl . : die Hptl . Friedrich Seyfarth  und Julius
Kolmerer  in Freiburg , Ludwig Mehrlein in Onsbach;

zu Hptl . : Utl . Emil Breinlinqer  in Jttenschwand—
Utl . Anton Dengel  in Kaltbrunn , A . Wolfach — Utl . Karl

Eck in Forchheim , A . Karlsruhe — Utl . Karl Genannt
in Büchenau — Schv . Josef Hacker in Merdingen —
Schv . Emil Hamm  in Rohrbach , A . Sinsheim — Utl.
Georg Hupp  in Eiterbach — Schv . Karl Kleibrink
in Hohentengen — Utl . Josef Münzer  in Oberrotweil;

zur Fortbildungsschulhauptlehrerin : Haushaltungs¬
hauptlehrerin Mina Rothe nhöfer  in Hockenheim.

Versetzt:
die Hptl . : Hermann Boob  in Wyhlen nachEschbach,

A . Staufen — Anton Heck in Schweinberg nach Ulm,
A . Bühl — Franz Xaver Fauler  in Ottenhöfen nach,
Niederschopfheim — Wolfgang Kaiser  in Schopfheim
nach Nenzingen — Emil Krauth  in Vormberg nach
Steinbach , A . Bühl — Viktor Ohlmann  in Berau nach
Leutkirch — Josef Ulf am er in Oberweier , A . Rastatt
nach Au , A . Freiburg — Richard Weber  in Wenkheim
nach Jmpfingen — die Hptlin . : Maria Demuth  in
Michelbach , Ä . Rastatt nach Hörden — Theresia Hart-
mann  in Hörden nach Michelbach , A . Rastatt.

Znriickgenommen;
die Ernennung des Kreisschulrats vr . Philipp Mückle

in Mannheim zum Oberregierungsrat nn Ministerium
des Kultus und Unterrichts — die Ernennung des Utl.
August Lüttin  in Obereschach znm Hptl . in Jttenschwand
— die Versetzung des Hptl . Jnlms Link  in Unterprechtal
nach Windschläg.

Zuruhegesetzt:
Hptlin . Josefine Melder in Freiburg — Maria Reck

in Mannheim — Handarbeitshptlin . Elise Printz in Karls¬
ruhe , sämtliche auf Ansuchen.

Entlassen auf Ansuchen:
Hlfsl . Friedrich Herrel  in Büchenbronn — Utl . Wil¬

helm Puttler in Sand — Utlin . Elfriede Bartholomä
geb . Kleeberger  in Mannheim.

IV . Erledigte Stellen.
die Stelle des Stadtschulrats in Bruchsal — die

Rektorstelle an der Volksschule in Ettlingen — eine
Oberlehrerstelle an der Knabenfortbildungsschule in
Mannheim.

V . Stelleuausfchreiben.
An Volksschulen:

1 . allgemein:  die planmäßige Amtsstelle eines
Rektors an der Volksschule m Eberbach.

2 . für Lehrer k a t h . Bekenntnisses : je eine Hptl .-Stelle
in Berau — Bruchhausen — Brühl — Ober¬
weier,  A . Rastatt — Ottenhöfen — Schopfheim
— Schweinberg — Vormberg — Wenkheim —
Windschläg (wiederholt ) — Wyhlen.

3 . für Lehrer e v a n g . Bekenntnisses : eine Hptl .-Stelle
in Friedrichsfeld.

Zurückgenommen:  Ausschreiben einer  Hptl .-
Stelle (kath .) in Radolfzell (Amtsbl . 1922 S . 516 ) —
der Hptl .-Stelle (evang .) in Brühl (Amtsbl . 1923 S . 18)
— der Hptl .-Stelle ( kath .) in Unterprechtal (Amtsbl.
1923 S . 12) .

VI. Todesfälle.
Gestorben ist : zuruheges . Hptl . Franz Mischler  in

Ladenburg am 13 . ll . 1923.

Druck und Verlag von Malsch L Vogel in Karlsruhe.
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